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DIVERGIERENDES ARBEITSRECHT IN DEN ZONENSTAATEN

Die Entwicklung des Arbeitsrechts in den deutschen 
Westzonen seit Kriegsende

Prof. Dr. Arthur Nikisdi, Kiel

Die Entwicklung des Arbeitsredits ist das Spiegel­
bild der gesellsdiaftlidien Entwicklung eines 

Volkes. Im modernen Staate, in dem die große Masse 
der Bevölkerung aus vermögenslosen Lohnempfän­
gern besteht, hängt der Aufstieg oder Niedergang 
eines Volkes entscheidend davon ab, ob es gelingt, 
für die „soziale Frage" eine befriedigende Lösung zu 
finden. Ein von sozialen Kämpfen zerrissenes Volk 
kann seine Stellung in der Völkergemeinsdiaft nidit 
behaupten. In der Erkenntnis, daß die großen sozialen 
Organisationen, die die gewadisenen Gemeinsdiafts- 
formen im Zeitalter der Massen weitgehend ablösen, 
eine Madit darstellen, die vom Staate nidit mehr ge­
lenkt werden kann, haben die Diktaturen der Gegen­
w art und jüngsten Vergangenheit diese gefährlidien 
Nebenbuhler von Anfang an beseitigt oder in einer 
Weise umgestaltet, daß sie die M adit des Staates und 
der herrschenden Partei verstärken. Das Mittel ist 
einfadi, aber tyrannisdi. Es ist mit einem erheblichen 
Maße von wirtschaftlichem Wohlstand, aber nicht mit 
dem Verlangen des freien Menschen nach Selbst­
bestimmung vereinbar. In Deutschland hat man das er­
lebt und wünscht keine Wiederholung. In der W ei­
marer Republik genossen die Vereinigungen der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber die größte Freiheit und 
machten nicht den rechten Gebrauch davon. Auf 
sozialem Gebiete lebte der Nationalsozialismus von 
diesem Mißerfolg. Seit 1945 bemühen wir uns, eine 
neue soziale Ordnung zu schaffen. Da sie nicht wie 
im Osten dem Volke als fertiges Schema aufgezwun­
gen werden, sondern langsam heranreifen soll, stehen 
wir mit diesem Versuche noch in den Anfängen. In 
den ersten Jahren nach dem Zusammenbruch w ar von 
Ideen noch nicht viel zu spüren. Man kämpfte um das 
nackte Leben. Immerhin zeigte sich, daß Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer entschlossen waren, die unge­
heuren Schwierigkeiten gemeinsam zu bewältigen. 
Die Betriebsgemeinschaft, von manchen als propagan­
distisches Schlagwort verspottet, erwies sich als 
lebendige Macht allen sozialen Gegensätzen zum 
Trotz, und wenn sich das Gefühl der Verbundenheit 
aller am gleichen W erke Schaffenden auch nicht 
immer in dieser Stärke erhalten konnte, so hatte sich 
doch, und nicht zum ersten Male, gezeigt, daß es nur 
geweckt und gepflegt zu werden braucht, um seine 
Früchte zu tragen. •

Dem wiedererwachten Leben , in den Betrieben fehlte 
zunächst noch die sichere rechtliche Ordnung. Die 
nationalsozialistischen Gesetze, die den Führergrund­
satz auch in die Betriebsverfassung eingeführt hatten, 
waren nicht mehr anwendbar. In Anlehnung an das 
frühere Recht wurden jetzt vielfach wieder Betriebs­
räte gebildet, deren Befugnisse auf Vereinbarungen 
mit dem Inhaber des Betriebes beruhten, was sehr 
unterschiedliche Gestaltungen zur Folge hatte. An eine 
gesetzliche Regelung durch deutsche Stellen w ar vor­
läufig noch nicht zu denken. Zunächst konnte nur der 
Kontrollrat eingreifen.

KONTROLLRATSGESETZE 

Mit drei Gesetzen und einigen Befehlen und Direk­
tiven hat der Kontrollrat neues Arbeitsrecht ge­
schaffen. Der Zweck dieser Gesetzgebung war, Ord­
nung in das Arbeitsleben zu bringen und einige 
empfindliche Lücken auszufüllen. Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts wurde damit nicht entscheidend beein­
flußt. Eine einheitliche, in die Zukunft weisende Kon­
zeption lag dieser Gelegenheitsgesetzgebung nicht 
zugrunde und war auch bei der völlig verschiedenen 
Einstellung der Besatzungsmächte zu den Grundfragen 
der gesellschaftlichen Ordnung nicht zu erwarten. Die 
weitere Entwicklung ist denn auch in W est und Ost 
ganz verschiedene W ege gegangen.
Das A r b e i t s g e r i c h t s g e s e t z  vom 30. März 
1946 bildete die Grundlage für die W iedereinrichtung 
von Arbeits- und Landesarbeitsgerichten, beschränkte 
sich aber darauf, die Besetzung und Zuständigkeit zu 
regeln und verwies wegen des Verfahrens auf das 
Arbeitsgerichtsgesetz vom 23. Dezember 1926. Die 
wichtigste Neuerung, .die dieses Gesetz brachte, war 
die völlige Herausnahme der Arbeitsgerichtsbarkeit 
aus der ordentlichen Justiz und der Verzicht auf 
juristische Vorbildung bei den Vorsitzenden der 
Arbeitsgerichte. Einige Länder, besonders in der 
amerikanischen Zone, haben daraufhin die A rbeits­
gerichtsbarkeit neu kodifiziert, indem sie die Be­
stimmungen des Kontrollratsgesetzes mit den frühe­
ren Verfahrensvorschriften zu einem Ganzen ver­
schmolzen. In Rheinland-Pfalz und W ürttemberg- 
Hohenzollern wurde ein Oberes Arbeitsgericht als 
dritte Instanz geschaffen. Im Sinne einer einheitlichen 
Rechtsanwendung ist damit wenig gewonnen. W ir
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brauchen einen höchsten Gerichtshof in  Arbeitssachen 
für das ganze Bundesgebiet. Das Grundgesetz sieht 
ein O b e r e s  A r b e i t s -  u n d  S o z i a l g e r i c h t  
vor. Bis jetzt ist es noch nicht errichtet, weil man sich 
nicht einig ist, ob die Rechtsprechung in Arbeitssachen, 
in Sozialversicberungs- und Versorgungssachen bei 
einem einzigen Gerichte vereinigt werden oder ob 
man das Arbeitsrecht vom Sozialrecht trennen soll. 
Eine baldige Entscheidung ist dringend erwünscht, da 
das Fehlen eines obersten Arbeitsgerichts die Rechts­
zersplitterung auch von der Rechtsprechung her be­
günstigt.
Das B e t r i e b s r ä t e g e s e t z  des Kontrollrats vom
10. April 1946 ist ein bloßes Rahmengesetz, das die 
Errichtung von Betriebsräten zuläßt, nicht vorschreibt 
und w eit davon entfernt ist, die Betriebsverfassung 
im einzelnen zu regeln, vielm ehr alle wesentlichen 
Fragen der Ordnung durch Vereinbarung zwischen 
dem Betriebsrat und dem Inhaber des Betriebes über­
läßt. Daß damit auf die Dauer nicht auszukommen sein 
würde, war vorauszusehen. Die meisten westdeutschen 
Länder haben denn auch seither eigene Betriebsräte­
gesetze erlassen, die sich im äußeren Aufbau vielfach 
an das alte Betriebsrätegesetz von 1920 anlehnen, 
aber teilweise wichtige Neuerungen bringen, beson­
ders auf dem Gebiete des M i t b e s t i m m u n g s ­
r e c h t s ,  das sich nicht mehr nur auf soziale und 
personelle Angelegenheiten beschränkt, sondern hier 
und dort auf das wirtschaftliche Gebiet ausgedehnt 
wird. Die M ilitärregierungen hatten gegen eine 
landesrechtliche Regelung dieser wichtigen Frage an­
fangs begründete Bedenken. Die Bundesregierung hat 
schon vor M onaten den Entwurf eines Betriebsver­
fassungsgesetzes ausgearbeitet, der gegenwärtig im 
Bundestag beraten wird, möglicherweise aber durch 
die jüngsten Ereignisse überholt ist.
Den Abschluß dieser Gesetzgebung des Kontrollrats 
bildete das Gesetz über ein A u s g l e i c h s -  u n d  
S c h i e d s v e r f a h r e n  in Arbeitsstreitigkeiten vom 
20. August 1946, dem insofern eine gewisse grundsätz­
liche Bedeutung zukommt, als es im Gegensatz zum 
Schlichtungsrecht der W eim arer Republik weder einen 
Einlassungszwang noch eine Verbindlicherklärung der 
erlassenen Schiedssprüche kennt. Doch w ar damit zu­
nächst nur die Auffassung der Besatzungsmächte zu 
dieser für das kollektive Arbeitsrecht höchst bedeut­
samen Frage zum Ausdruck gebracht. In ihren Durch­
führungsverordnungen haben die Länder auch das 
Schlichtungsrecht w eiter ausgebaut. Richtlinien des 
Bundesarbeitsministeriums für ein einheitliches Schlich­
tungsgesetz werden augenblicklich lebhaft diskutiert.

LANDESRECHT UND BUNDESRECHT 

W ährend in der Ostzone die gesetzgeberische Initia­
tive sehr bald auf die zentralen Verwaltungen, später 
auf die Deutsche Wirtschaftskommission und schließ­
lich auf die Organe der Deutschen Demokratischen 
Republik überging, so daß sich das Arbeitsrecht ohne 
erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Län­
dern entwickelt hat, lag in den westlichen Zonen das 
Schwergewicht der Schaffung neuen Rechts bis in die

jüngste Zeit bei den Ländern. Schon ihre V e r ­
f a s s u n g e n  zeigen ein betontes Interesse für die 
Ordnung der Arbeit. Recht auf Arbeit, Arbeitspflicht 
und Arbeitsschutz, gerechter Lohn und Arbeitslosen­
hilfe bilden den Inhalt allgem einer Sätze von pro­
grammatischer Bedeutung. Ähnlich wie in der W ei­
m arer Verfassung und meistens in wörtlicher A n­
lehnung an sie wird die Koalitionsfreiheit gewähr­
leistet und werden die V ereinbarungen der A rbeit­
geber- iind Arbeitnehm erverbände anerkannt, ü b e r­
haupt ist eine entschiedene Rückkehr zu den Grund­
sätzen des kollektiven Arbeitsrechts als Reaktion auf 
die autoritäre nationalsozialistische Ordnung festzu­
stellen. Sehr stark  machte sich das Fehlen einer Zen­
tralgew alt bemerkbar. Die Länder, auf sich selbst ge­
stellt, fühlten sich verpflichtet, eine neue soziale 
Ordnung aufzurichten. Die Folge mußte eine starke 
Rechtszersplitterung sein. Noch bestand zwar die alte 
Privatrechtsordnung, mit der einst das Bismarckreich 
die Einigung der deutschen Länder vollendet hatte 
und die noch in der Auflösung als starke Klammer die 
einzelnen Teile zusammenhielt. Aber schon dachte man 
ernsthaft daran, sogar das Arbeitsverhältnis, das an 
Bedeutung für die große Masse des Volkes alle 
anderen privaten Lebensverhältnisse überragt, landes- 
rechtlich gesondert zu regeln und damit der Rechts­
einheit auf einem großen und wichtigen Gebiete ein 
Ende zu bereiten.
Ganz so weit ist es nicht gekommen, schließlich w aren 
es doch nur Teilgebiete, deren gesetzliche Regelung 
die Mehrzahl der Länder nicht aufschieben zu können 
glaubte und auf denen deshalb heute eine verw irrende 
und höchst unerquickliche Vielfalt von Vorschriften 
besteht. Der süddeutsche Länderrat und das Zentral­
amt für Arbeit in der britischen Zone konnten das 
nicht verhindern, da ihnen die Befugnis zur Gesetz­
gebung fehlte. Die Zuständigkeit des W irtschaftsrates 
für das V ereinigte W irtschaftsgebiet der britischen 
und amerikanischen Zone wurde 'zu spät auf das Ge­
biet des Arbeitsrechts erstreckt, doch hat er e i n  Ge­
setz von w eittragender Bedeutung erlassen: das
r  a r i f v e r t r a g s g e s e t z  vom 9. April 1949. Bis 
dahin hatte es an einer positivrechtlichen Grundlage 
für die neuen Tarifverträge gefehlt, bei einer so wich­
tigen M aterie auf die Dauer kein erträglicher Zustand. 
Mochte auch die Unabdingbarkeit der Tarifnormen 
nach dreißigjähriger Geltung nicht m ehr ausdrücklich 
angeordnet zu werden brauchen, so fragte es sich doch, 
ob man auch in anderen Fragen einfach an den frühe­
ren Rechtszustand anknüpfen konnte. Auch w ar es 
nicht möglich, ohne gesetzliche Ermächtigung Tarif­
verträge für allgemein verbindlich zu erklären. Das 
Eingreifen des W irtschaftsrates entsprach daher einem 
dringenden Bedürfnis, nachdem W ährungsreform und 
Aufhebung des Lohnstops eine Neuordnung der Löhne 
möglich und notwendig gemacht hatten. Freilich mußte 
man es in Kauf nehmen, daß auf diese W eise eine 
einheitliche Regelung des Tarifrechts für das ganze 
Bundesgebiet der Zukunft überlassen blieb. Zwar 
hatte Rheinland-Pfalz schon am 24. Februar 1949 ein
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Tarifvertragsgesetz erlassen, das nur unwesentlich 
von dem späteren Gesetz der Bizone abweicht. Aber 
die beiden anderen Länder der französischen Zone 
haben bis jetzt auf eine Regelung verzichtet und nur 
Bestimmungen über die Registrierung von Tarifver­
trägen getroffen, die sich in einem wichtigen Punkte 
von der Regelung in den anderen Ländern unter­
scheiden.
Es bleibt die Hoffnung, daß die Gesetzgebung des 
Bundes das Arbeitsrecht wenigstens in den W est­
zonen allmählich wieder vereinheitlichen wird. Das 
Arbeitsrecht unterliegt der konkurrierenden Gesetz­
gebung von Bund und Ländern (Art. 74 Nr. 12 GG.). 
Ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung be­
steht ohne Frage, weil Einheit des Arbeitsrechts in 
einem einheitlichen Wirtschaftsgebiete nicht zu ent­
behren ist (Art. 72 GG.). Allem Anscheine nach wird 
man sich aber mit Geduld wappnen müssen. Das 
Bundesarbeitsministerium hat eine Reihe von Ent­
würfen vorbereitet und einige für vordringlich erklärt, 
aber die überlastete Gesetzgebungsmaschine läuft 
langsam, auch kennt man von früher her die Schwie­
rigkeiten der parlamentarischen Behandlung gerade 
von sozialpolitischen Gesetzen. Das bisher Geleistete 
betrifft mehr die arbeitsrechtlichen Randgebiete. Ein 
Kündigungsschutzgesetz wird wohl demnächst er­
scheinen, während die Aussichten für das Betriebsver­
fassungsgesetz noch ganz unsicher sind. Es ist deshalb 
begreiflich, daß Bayern erst kürzlich noch ein Betriebs­
rätegesetz herausgebracht hat.

DAS ARBEITSVERHÄLTHIS 

Es ist für das moderne Arbeitsrecht bezeichnend, daß 
die staatliche Gesetzgebung sich seit einem Menschen­
alter fast allein mit dem kollektiven und dem öffent­
lichen Arbeitsrecht beschäftigt, an der überkommenen 
Ordnung des einzelnen Arbeitsverhältnisses aber 
kaum etwas geändert hat. Diese Ordnung beruht 
heute noch im wesentlichen auf Gesetzen aus dem 
vorigen Jahrhundert, dem Bürgerlichen Gesetzbuch, 
dem Handelsgesetzbuch, der Gewerbeordnung, den 
Berggesetzen usw. Daß eine Erneuerung auch hier er­
wünscht wäre, ist längst erkannt. Zu Beginn der zwan­
ziger Jahre hat ein vom Reichsarbeitsministerium ein­
beruf ener Ausschuß in mehrjähriger Arbeit den Ent­
wurf zu einem Arbeitsvertragsgesetz ausgearbeitet, 
der im Schrifttum stark beachtet wurde, aber niemals 
dem Reichstag zugeleitet wurde. Ein Entwurf aus dem 
Jahre 1938, der das Recht des Arbeitsverhältnisses 
neu gestalten wollte, hat zwar die Rechtsprechung 
stark beeinflußt, ist aber gleichfalls liegen geblieben. 
Das ist wohl nicht nur damit zu erklären, daß immer 
andere, dringlichere Aufgaben zu bewältigen waren. 
Seit der Ausbreitung der tariflichen Regelung konnte 
das Recht auch auf diesem Wege weitergebildet w er­
den, wie denn unser ganzes Urlaubsrecht bis zum 
Jahre 1945 fast ausschließlich auf Tarifverträgen und 
Tarifordnungen beruhte. Das hatte den Vorteil, daß 
die Vorschriften den Verhältnissen der einzelnen 
Wirtschaftszweige angepaßt und überhaupt elastischer 
gehalten werden konnten.

Neuerdings ist das Individualarbeitsrecht wieder 
etwas stärker in den Vordergrund getreten. Die 
meisten Länderverfassungen haben den Erholungs­
urlaub der Aufnahme unter die Grundrechte ge­
würdigt. Im Anschluß daran sind dann länderweise 
U r l a u b s g e s e t z e  erlassen worden, die insofern 
einen erfreulichen Fortschritt brachten, als sie über­
einstimmend den jährlichen Mindesturlaub auf zwölf 
Tage erhöhen, im ganzen gesehen aber doch nicht 
recht befriedigen. Die eingeführten Neuerungen sind 
nicht durchweg glücklich, nicht in der Sache und nicht 
in der technischen Ausgestaltung und vor allem: diese 
Gesetze sind allzu verschieden, ja  sie vermeiden ge­
radezu ängstlich jede Anlehnung an schon Vor­
handenes.
Dasselbe Bild b ie te t däs neue Recht des K ü n d i ­
g u n g s s c h u t z e s .  Hier w ar allerdings durch den 
W egfall des Gesetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit, das diese Fragen zuletzt geregelt hatte, eine 
empfindliche Lücke entstanden. Aber die Art, wie 
man sie  schloß, w ar doch auch wieder bedenklich. 
Einige Länder erließen besondere Kündigungsschutz­
gesetze, andere behandelten den Gegenstand nach der 
Tradition in ihren Betriebsrätegesetzen, und auch hier 
erstrecken sich die Unterschiede bis auf die kleinsten 
Einzelheiten. W ie mißlich in einem einheitlichen 
W irtschaftsgebiete eine solche Zersplitterung in einer 
für die Betriebsführung immerhin wichtigen Frage ist, 
Hegt auf der Hand. Die Länder der britischen Zone 
haben hier wie auch sonst stärkere Zurückhaltung 
geübt und sich mit den allgemeinen Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts geholfen. Dort haben die Ge­
richte eine Kündigung des Arbeitgebers für unwirk­
sam erklärt, wenn sie gegen die guten Sitten verstieß 
(§ 138 BGB.) oder einen Rechtsmißbrauch darstellte 
(§ 242 BGB.). Das ist nicht ohne Einfluß auf die be­
vorstehende Regelung durch die Bundesgesetzgebung 
gewesen.

SOZIALE AUTONOMIE 

Seit dem W egfall der autoritären Ordnung der natio­
nalsozialistischen Epoche ist die s o z i a l e  S e l b s t -  
g e s t a l i u n g  wieder in  ih re vollen Rechte ein­
gesetzt worden. Sie findet ihren stärksten Ausdruck 
in der tariflichen Regelung der Arbeitsbedingungen. 
Daß wir diese schon vor 1933 hatten, besagt nicht, 
daß sich der heutige Zustand von dem damaligen 
nicht unterschiede. Jeder Gestaltung des Tarifrechts 
und des eng mit ihm zusammenhängenden Schlich­
tungsrechts liegt eine ganz bestimmte Vorstellung 
von der Stellung der sozialen Mächtegruppen zum 
Staate und im Staate zugrunde. Die W eim arer V er­
fassung hatte die Vereinigungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer und ihre Vereinbarungen in aller Form 
anerkannt. Daß d ie Arbeitsbedingungen grundsätzlich 
durch Tarifverträge geregelt werden sollten, war 
zwar in der Verfassung nicht ausgesprochen, aber die 
beiderseitigen Spitzenverbände hatten es in ihrem 
Novemberabkommen 1918 so bestimmt, und es ent­
sprach dem Grundgedanken des jetzt zum Siege ge­
langten kollektiven Arbeitsrechts. Es blieb nur die
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Frage offen, w as geschehen sollte, wenn die „sozialen 
Gegenspieler", wie man sie damals nannte, sich nicht 
einigten. Die A ntwort gab der S taat in  seiner 
Schlichtungsordnung. Er legte sich das Recht bei, 
A rbeitsstreitigkeiten nicht nur zu schlichten, sondern 
■den von seiner Schlichtungsbehörde erlassenen 
Schiedsspruch auch gegen den W illen der streitenden 
Parteien für verbindlich zu erklären, also einen 
Z w a n g s t a r i f  zu schaffen. Damit hatte  der Staat 
ein überaus wirksames M ittel in  der Hand, sich 
jederzeit in die Auseinandersetzungen der sozialen 
Verbände einzuschalten, den gestörten Arbeitsfrieden 
wiederherzustellen und seine eigenen lohn- und tarif­
politischen Absichten zu verwirklichen, ein Mittel, 
von dem er in immer wachsendem Maße Gebrauch 
machte. Es war von hier aus schließlich nur ein 
kleiner Schritt bis zu der nationalsozialistischen Ord­
nung, bei der die Tarifverträge und ihre Träger v er­
schwanden und eine staatliche Behörde, der Treu­
händer der Arbeit, die Arbeitsbedingungen festsetzte.
Die jetzige Reaktion auf diesen Zustand ist sehr be­
greiflich. Die wiedererstandenen Verbände der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer verlangen volle, von allen 
staatlichen Eingriffen freie Autonomie. Sie lehnen 
jede staatliche Kontrolle ihrer Vereinbarungen ebenso 
ab wie den Schlichtungs- und Tarifzwang, und sie 
haben ihren Standpunkt auch bisher im allgemeinen 
durchgesetzt, überhaupt ist ihre Macht, verglichen 
m it d«n fünfzehn Jahren der W eim arer Republik, ent­
schieden gewachsen. Hierzu träg t auf seiten der G e ­
w e r k s c h a f t e n  nicht wenig der Umstand bei, daß 
die Spaltung in verschiedene, politisch und w eltan­
schaulich gatrennte Richtungen, die einander nicht 
selten bekämpften, weggefallen ist und daß die heu­
tigen Einheitsgewerkschaften ganz überwiegend nicht 

f  m ehr als Berufsverbände, sondern als I n d u s t r i e ­
g e w e r k s c h a f t e n  organisiert sind, d ie , alle ln 
einem W irtschaftszweig tätigen Arbeitnehm er ohne 
Rücksicht auf ihren Fachberuf erfassen. Auch inso­
weit ist demnach eine einheitliche Vertretung der 
Arbeitnehm erinteressen sichergestelU und die Stoß­
kraft verstärkt. Nur die hergebrachte Scheidung der 
Angestellten von den A rbeitern hat sich nicht besei­
tigen lassen und findet in dem Bestehen einer selb­
ständigen Angestelltengewerkschaft ihren Ausdruck. 
Indessen würde man die gegenwärtige Lage nicht 
vollständig erfassen, wenn man nur einen Machtzu­
wachs der sozialen Organisationen feststellen wollte. 
Die Stellung dieser Vereinigungen scheint sich viel­
mehr in einem grundsätzlich wichtigen Punkte ge­
ändert zu haben. Die Gewerkschaften, auf die es hier­
bei in erster Linie ankommt, waren ursprünglich in 
Opposition zum Staate und überhaupt zu d?r be­
stehenden Gesellschaftsordnung entstanden. In langen, 
schweren Kämpfen hatten sie um ihre Anerkennung 
ringen müssen. Schließlich erreichten sie, daß man sie 
gewähren ließ. Man fand es richtig, daß sie zusam­
men mit den Arbeitgebern und deren Vereinigungen 
die Regelung der Arbeitsbedingungen in  die Hand 
nahmen, und sah im Tarifvertrag nur einen technisch

vollkommeneren Ersatz für den individuellen A rbeits­
vertrag, gewissermaßen einen Gesam tarbeitsvertrag, 
wie er im Ausland vielfach genannt wird.
Es ist mindestens zweifelhaft, ob diese Auffassung 
nach 1918 noch der sozialen W irklichkeit entsprach. 
Seit der ersten gesetzlichen Regelung des Tarifver­
trages durch die V erordnung vom 23. Dezember 1918 
w aren die tariflichen V ereinbarungen für die M itglie­
der der vertragschließenden Verbände r e c h t s v e r ­
b i n d l i c h ,  sie w irkten nicht anders als zwingende 
Gesetzesnormen. Es gab damals und gibt auch heute 
noch viele, die an einer Rechtsetzungsmacht in der 
Hand privater Interessenverbände keinen Anstoß neh­
men. Andere wurden durch diese Vorstellung beun­
ruhigt und versuchten, die Tarif Wirkung in weniger 
verfänglicher W eise zu erklären *). W ieder andere 
führten die befremdliche Erscheinung auf ihre Ur­
sachen zurück. Die erstarkten  Organisationen seien 
dazu übergegangen, die verfassungsmäßigen Gesetz­
gebungsformen auszuschalten, und der Staat habe 
kapitulieren müssen vor der gesellschciftlichen W irk­
lichkeit, indem er zugab, daß nicht er allein das 
Recht habe, Lebensordnungen zu gestalten^).
Das mag historisch richtig gesehen sein, doch hat es 
den Anschein, als habe sich die Stellung des Staates 
zu dieser Frage geändert. Die nationalsozialistische 
Ordnung der Arbeit bat, was man auch sonst gegen 
sie einwenden mag, allgem ein zum Bewußtsein ge­
bracht, daß eine befriedigende, gerechte und gleich­
zeitig wirtschaftlich tragbare Regelung der A rbeits­
bedingungen eine Angelegenheit ist, die das G e ­
m e i n w o h l  a u f  d a s  s t ä r k s t e  b e r ü h r t .  
W enn deshalb der Staat heute wieder diese große und 
höchst schwierige Aufgabe den V erbänden der un­
m ittelbar Beteiligten zur eigenen verantwortlichen 
Erledigung überläßt, so kann das nicht geschehen im 
Sinne eines liberalen laissez faire, sondern in der Er­
kenntnis, daß ihre Lösung an dieser Stelle verm ut­
lich am besten aufgehoben ist. D araus ergeben sich 
wichtige Folgerungen.
Das Tarifvertragsgesetz erm ächtigt die Vereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, objektives Recht 
zu setzen. Das kann heute nicht m ehr zweifelhaft sein, 
nachdem das Gesetz selbst von Rechtsnormen spricht. 
Der Tarifvertrag ist eine r e c h t s e t z e n d e  V e r ­
e i n b a r u n g .  Damit ist den Tarifparteien eine Auf­
gabe übertragen, die der Staat mit Recht zu den 
seinigen zählen dürfte, die er aber im vollen Bewußt­
sein der Tragweite dieses Schrittes im W ege der 
sozialen Autonomie erledigt sehen will. Dabei ist er 
noch über das frühere Recht hinausgegangen, indem 
er seine Delegation auf die Regelung betrieblicher 
und betriebsverfassungsrechtlicher Fragen ausgedehnt 
hat. Die Betriebsverfassung, die für die Gestaltung 
des sozialen Lebens von entscheidender Bedeutung 
ist, wird hinfort nicht mehr nur vom Gesetz, sondern 
ergänzend auch von den Tarifparteien bestimmt wer-
')  So Erwin J  a c o b i, G rundlehren des A rbe itsred its  (1927)
S. 272 f.
*) So sdion W alter K a s k e l ,  A rbe itsred it (1925) S. 12 Anm. 1 
und neuestens Carlo S c h m i d auf der Tagung der G esellsdiaft 
für sozialen F o rtsd iritt in Düsseldorf am 13. Jan u a r 1951.
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den. Daraus ergab sich, daß Normen dieser A rt i!n 
den tarifgebundenen Betrieben auch für solche Ar­
beitnehm er verbindlich sein müssen, die der beteilig­
ten Gewerkschaft nicht angehören, überhaup t ist es für 
das W esen und die Bedeutung des Tarifvertrages 
nicht in dem Maße, wie es gemeinhin angenommen 
wird, kennzeichnend, daß er nur für d ie  tarifgebun­
denen Arbeitnehmer gilt. Denn meistens ist es nicht 
möglich oder doch nicht erwünscht, organisierte und 
nicht organisierte Arbeitnehmer desselben Betriebes 
unterschiedlich zu behandeln.
Es zeigt sich also, daß die Vereinigungen der A rbeit­
geber und Arbeitnehmer, indem sie Tarifverträge ab­
schließen, eine wichtige ö f f e n t l i c h e  F u n k t i o n  
ausüben. Nimmt man hinzu, daß sie auf dem ganzen 
weiten Gebiete des Arbeits- und, Sozialrechts ln 
Rechtsprechung und Verwaltung zur Mitwirkung be­
rufen sind, so kann man nicht länger bestreiten, daß 
sie die Form privater Interessenvertretungen end­
gültig gesprengt haben, mögen sie auch immer noch 
in der Gestalt rechtsfähiger oder nicht rechtsfähiger 
privatrechtlicher Vereine auftreten®). So hohe Auf­
gaben verlangen ein geschärftes Verantwortungs- 

I gefühl. Gewiß sollen die Verbände nach wie vor die 
] Interessen ihrer Mitglieder und darüber hinaus die
< der gesamten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerschaft 
T wahren. Aber gleichzeitig müssen sie sich als Träger 
i einer öffentlichen Aufgabe vom G e m e i n w o h l  
1 leiten lassen. Der Glaube, daß das richtige Ergebnis 
s sich von selbst einstellen werde, wenn beide Teile 
r. nur recht einseitig ihre entgegengesetzten Ziele ver- 
f folgen, ist nicht mehr unser Glaube. Heute verlangt
1 man eine andere Einstellung, die in der üblich gewor-
< denen Bezeichnung als S o z i a l p a r t n e r  zum Aus-
< druck kommt. Ob sich der W andel vom Gegenspieler
2 zum Partner schon endgültig Vollzogen hat, wird sich 
( erst noch erweisen müssen. Daß aber schon gewisse 
] Fortschritte in dieser Richtung erzielt sind, ist sicher.

SOZIALE AUTONOMIE UND STAAT 

1 Man mag darüber streiten, ob die Anerkennung der 
£ sozialen Organisationen und ihrer Vereinbarungen 
s seitoerzeit wirklich ein bewußtes „Zurückweichen des 
5 Staates vor der neu sich bildenden W irklichkeit einer 
s sozialen Autonomie" gewesen w ar ( C a r l o  
E S c h m 1 d ) oder ob man nicht nur dem Tarifvertrag 
c die seinem W esen und Zweck entsprechende recht- 
1: liehe Wirkung, die Unabdingbarkeit, beilegen wollte, 
c ohne sich über die grundsätzliche Tragweite dieses 
£ Schrittes völlig klar zu sein — jedenfalls hatte sich 
{ der Staat nicht ganz aus diesem Lebensbereiche zu- 
r rückgezogen. Dieselbe Verordnung vom 23. Dezember 
1 1918, die den Tarifvertrag zuerst regelte, sah auch
< die Schlichtung von Tarif Streitigkeiten durch amt- 
1 liehe Schlichtungsausschüsse vor, deren Schieds- 
s Sprüche seit dem Jahre 1920 für verbindlich erklärt 
\  werden konnten. Die große Bedeutung, die der so zu- 
s Stande gebrachte „Zwangstarif" bald erlangte, wurde
■) ') Vgl. hierzu das in teressante  U rteil des LAG. Frankfurt a. M. 
V vom 18. 9. 50, Recht der A rbeit 1950, S. 427, das aus den gleidien 
E Erwägungen eine nid it reditsfähige Gewerkschaft nach § 31 BGB. 
fi für Handlungen ihrer Organe haften läßt.

schon erwähnt. Die weitere Entwicklung führte dazu, 
daß die öffentliche Gewalt die Regelung der A rbeits­
bedingungen offen übernahm. Es ist nun überaus be­
zeichnend, daß man bei der Rückkehr zur sozialen 
Selbstverwaltung den Einfluß des S taates auf diesem 
für die W ohlfahrt des Gemeinwesens so wichtigen 
Gebiete viel weitergehend ausgeschaltet hat als 
vor dem Jahre 1933. Das Kontrollratsgesetz Nr. 35 
kennt keinen Schlichtungszwang und keinen verbind­
lichen Schiedsspruch mehr, alles beruht auf der frei­
willigen Unterwerfung der Tarifparteien, und dabei ist 
es bis heute geblieben. N ur Rheinland-Pfalz und 
Baden haben die Möglichkeit vorgesehen, im öffent­
lichen Interesse ein Schlichtungsverfahren von Amts 
wegen einzuleiten und den Schiedsspruch für ver­
bindlich zu erklären. Die Absicht des Bundesarbeits­
ministeriums, in  dem geplanten Schlichtungsgesetz in 
sehr vorsichtiger Form dem Staate die früheren 
Zwangsbefugnisse wiedereinzuräumen, stößt auf hef­
tigen W iderstand beider Sozialpartner*). Bei den Be­
ratungen zum Tarifvertragsgesetz w ar es die H aupt­
streitfrage, ob m an die W irksam keit des Tarifver­
trages von der Bestätigung durch die oberste Arbeits- 
behörde abhängig machen solle, und auch hiei: haben 
die Sozialpartner, unterstützt von einem Teile der 
W issenschaft, einen vollen Sieg über die staatliche 
Arbeitsverwaltung errungen. Nur in Baden und W ürt­
temberg-Hohenzollern hat die Registrierung des Tarif­
vertrags konstitutive Bedeutung, das zuständige Mini­
sterium kann sie ablehnen, wenn der V ertrag wich­
tige Interessen des Gemeinwohls gefährdet.
Man kann nicht behaupten, daß dieser völlige V er­
zicht des Staates auf Einfluß und Kontrolle allein dem 
W esen sozialer Autonomie, deren wohltätige W irkung 
niemand leugnet, gerecht werde. Das Gegenteil ist 
richtig. Selbstverwaltung und staatliche Aufsicht 
w aren von jeher miteinander verbunden. So lange 
m an im Tarifvertrag nichts anderes sah als ein Aus­
handeln der Arbeitsbedingungen auf höherer Ebene 
und alles Heil vom freien Spiel der Kräfte erwartete, 
mochte der Staat beiseite stehen. Erblickt man da­
gegen in der Regelung dieser Fragen eine Aufgabe 
von öffentlicher Bedeutung — und eine andere Auf­
fassung ist heute kaum noch möglich — dann ist es 
auch das Recht und die Pflicht des Staates, darüber 
zu wachen, daß diese Aufgabe in einer mit dem Ge­
meinwohl verträglichen Weise, ja  daß 'sie überhaupt 
erfüllt wird. Es wäre höchst erwünscht, wenn es zu 
keinem staatlichen Eingriff zu kommen brauchte, und 
die Sozialpartner hätten es in der Hand, Ihn zu ver­
meiden. Aber daß der Staat auf jede derartige Mög­
lichkeit grundsätzlich verzichtet, scheint mir dem 
W esen der Sache doch nicht ganz zu entsprechen.
Die starke Stellung der Sozialpartner zeigt sich auch 
auf dem Gebiete der sozialen G e s e t z g e b u n g .  
Daß die Gesetzentwürfe mit den V ertretern der bei­
derseitigen Spitzenverbände besprochen werden, ist 
gut und richtig und w ar auch früher schon so. Es ist 
auch nur zu begrüßen, wenn die Sozialpartner sich
')  Vgl. Recht der A rbeit 1951, S. 15.
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Über die Grundgedanken eines neuen Gesetzes einigen 
undi der Regierung einen gemeinsamen Vorschlag 
unterbreiten, der bestimmt die gebührende Beachtung 
auch bei dem P a T la m e n t finden wird. W enn man aber 
von den gesetzgebenden Körperschaften erwartet, daß 
sie einen ihnen voxgelegten Entwurf ohne w esent­
liche Änderungein sanktionieren, so is t ein  solches 
Verfahren mit der Verfassung einer parlam entarischen 
Demokratie nicht m ehr zu vereinbaren. Die hierin  lie­
genden Gefahrerunomente sind in  der letzten Zeit aus 
einem sehr konkreten Anlaß ja  auch wiederholt auf­
gezeigt worden.

DAS WIRTSCHAFTLICHE MITBESTIMMUNGSRECHT 

Die Frage, in  w elcher Form die Arbeitnehm er an  der 
wirtschaftlichen Leitung der Unternehmen beteiligt 
werden köimten, beschäftigt seit geraumer Zeit die 
deiutsche Öffentlichkeit aufs stärkste, besonders seit­
dem eine Streikdrohung die Regelung des Mitbestim­
mungsrechts im Bergbau sowie in  der Eisen und Stahl 
erzeugenden Indüstrie erzwungen hat. Die Verein­
barung, die von den V ertretern  der Arbeitgeber und 
der Gewerkschaften unter persönlicher Leitung des 
Bundeskanzlers getroffen wurde, liegt dem Regie­
rungsentwurf zugrunde, der beim Schreiben dieser Zei­
len noch vorn Bundestag beraten  wird. Allgemein Be­
kanntes braucht hier nicht w iederholt zu werden, es 
kann bei wenigen Hinweisen bewenden, zumal da 
Endgültiges ohnehin noch nicht gesagt w erden könnte. 
Das w irtschaftliche Mitbestimmungsrecht hat eine 
Zeitlang unter falscher Flagge gesegelt. Eimige Be­
triebsrätegesetze der Länder erwecken den Eindruck, 
als handle es sich lediglich darum, den Betriebsrat 
außer an der Regelung der sozialen und personellen 
Fragen auch noch an den wirtschaftlichen Angelegen­
heiten des „Betriebes" zu beteiligen. Das w äre un­
richtig gesehen. Das w irtschaftliche Mitbestimmungs­
recht der Arbeitnehm er greift weit über den Bereich 
des Betriebes hinaus, es betrifft das U n t e r n e h m e n  
als die w i r t s c h a f t l i c h e  Einheit, und seine Ein­
führung ändert nicht oder doch nStht unmittelbar die 
Betriebsverfassung, sondern sie  rührt an  die Grund­
lagen unserer Wixtschaitsordnunig und sie wird von 
einer Neugestaltung unseres Unternehmensrechts be­
gleitet sein. Mit einem m ehr oder weniger w eit­
gehenden Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates ist 
es also nicht getan, ganz abgesehen davon, daß man 
auf di'esem W ege die Gefahr einer Lähmung der 
W irtschaft nur sehr schwer bannen könnte.
Der erwähnte Regierungsentwurf läßt das deutlich e r­
kennen. Er spricht zutreffend von der Mitbestimmung

der Arbeitnehm er in  den U n t e r n e h m e n  des 
Bergbaus und der Eisen- und Stahlindustrie und regelt 
im wesentlichen d ie B e s e t z u n g  d e s  A u f -  
s i  c h t  s  r a t  s und des  V o r s t a n d  s der Kapital­
gesellschaften. So v ie le  neue und noch ungeklärte 
Fragen dam it auch aufgeworfen werden, und so um­
stritten  die Auswahl der A rbeitnehm ervertreter im 
Aufsichtsrat is t — richtig dürfte  jedenfalls d er Ge­
danke sein, daß die w irtschaftliche Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer dort stattfinden muß, wo die w irt­
schaftlichen Entscheidungen fallen: in  den für die 
Leitung des Unternehmens verantw ortlichen Gesell­
schaftsorganen.
Die weitere Entwicklung is t noch nicht abzusehen. 
Die Unternehmer sind' bereit, auch in  dieser Frage zu 
einer Einigung zu kommen, w ehren sich aber ent­
schieden gegen eine Ausdehnung der für Kohle, 
Eisen und Stahl gefundenen Lösung auf andere W irt­
schaftszweige. In der Tat wird sich die auf einem Teil­
gebiet unter ungewöhnlichen Umständen getroffene 
Regelung nicht verallgem einern lassen, schon des­
halb nicht, weil sie auf ganz bestimmte Unternehmens­
formen zugeschnitten ist. Auf Personalgesellschaften 
und erst recht auf Binzeiunternehmen is t sie von 
vornherein nicht anwendbar, auch tauchen h ier wegen 
der unbeschränkten U nternehm erhaftung ganz neue 
Probleme auf. Trotzdem w ird die Frage nicht zur 
Ruhe kommen. W ie seh r sie  auch die Unternehmer 
beschäftigt, zeigen d ie an verschiedenen Stellen ge­
m achten interessanten und erfolgreichen Versuche, 
auf diesem Gebiete neue W ege zu betreten. Besondere 
Beachtung verdient dabei der Gedanke, w irtschaft­
liche Mitbestimmung und w irtschaftliche Beteiligung 
der A rbeitnehm er m iteinander zu verbinden (Duis­
burger Kupferhütte, SpindJer-Plan), womit dtem be­
rechtigten Einwand begegnet wird, daß jede M it­
bestimmung mit eitlem Risiko gepaart sein müsse. Die 
notwendige, aber auch keineswegs unerw ünschte 
Folge wäre, daß ein M itbestimmungsrecht nur von 
Betriebsangehörigen ausgeübt w erden könnte.
Das alles muß noch gründlich durchdacht und auf 
seine Auswirkungen nach  allen Richtungen un ter­
sucht werden. Dafür steht aber keine unbegrenzte 
Zeit zur Verfügung. Es wird oft beklagt, daß in der 
großen geistigen AuseSliandersetzung zwischen W est 
und Ost der W esten der östlichen Ideologie nichts 
Gleichwertiges entgegenzusetzen habe. Eine wahrhaft 
konstruktive Lösung der Frage des M itbestimmungs­
rechts würde die Stellung der westlichen Demokratie 
in ungeahnter W eise verstärken.

Sum m ary: D e v e l o p m e n t  o f  L a b o u r  
L a w  i n  t h e  W e s t e r n  Z o n e s  
o f  G e r m a n y  s i n c e  t h e  E n d  
o f  t h e  W a r .  The new  social o rd er 
w h id i is  n o t to  be  forced upon  th e  
p eop le  as a  ready-m ade schem e b u t is 
to  g row  and  develop  g rad u a lly  is still 
in  its  in itia l stage . W ith  re fe ren ce  to 
th e  law s valid  p rio r  to 1933 a s  a iirs t 
s tep  in d u stria l councils w ere  estab lish-

Résum é: L e  d é v e l o p p e m e n t  d u  
d r o i t  d e  t r a v a i l  d a n s  l a  
Z o n e  d e  l ' O u e s t  A l l e m a n d  
d e p u i s  1 9 4  5. N ous n e  som m es 
qu 'au x  p rem iers débu ts d 'u n  nouvel 
o rd re  social q u 'o n  ne  pense  pas o c tro y er 
au  p eup le  com m e program m e définitif, 
m ais qui do it m ûrir len tem en t. En se 
réc lam an t du d ro it v a lab le  av a n t 1933 
on a  com m encé p a r  c ré e r  des conseils

R esum en; E l d e s e n v o l v i m i e n t o  
d e l  d e r e c h o  d e  t r a b a j o  e n  
l a s  z o n a s  d e  l a  A l e m a n i a  
o c c i d e n t a l  d e s d e  e l  f i n a l  d e  
l a  g u e r r a .  La form ación  de u n  nuevo 
o rd en  social, que  no  deb e  se r  im puesto  
al pueb lo  como u n a  o b ra  acab ad a  sino 
que  debe  m ad u rar len tam en te , e s tá  
aún, p u ed e  decirse, en  la  infancia . 
P rim eram ente, apoyándose  en  e l de-
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ed, ead i represen ting  the em ployees of 
one enterprise, the  (unctions of w hld i 
w ere  determ ined by the indiv idual 
p lan ts. W ith the aim to build up  a 
new  labour law  the Control Council 
established the Labour Courts A ct on 
March 30, 1946, the Industrial Council 
A ct on April 10, 1946, and th e  Con­
ciliation and A rbitration A ct on A ugust 
20, 1946. In contrast to the cen tra liza­
tion in the Russian zone in  w estern  
Germany primarily the  Laender w ere 
in diarge of labour legislation  by  which 
development the law  w as sp lit up 
considerably. Owing to  th e  bela ted  
incorporation of labour law  in to  the 
competence of the  Economic Council 
this body w as only in  a  position  to 
enact the  W age A greem ent Law on 
April 9, 1949 w hidi, how ever, w as of 
a far-readiing  im portance. W e m ust 
hope th a t the  leg islation  of the  W est 
German governm ent will, step  by  step, 
bring the  labour law  of th e  w estern  
zones on a uniform  standard  again. 
W hereas leg islation  during  th e  las t 
decades nearly  exclusively dealt w ith  
collective labour law  th e re  is an 
u rgen t need for a  reorgan ization  of 
the legal basis of ind iv idual labour 
conditions m ost oi which stand  on 
law s of the  las t century . Since the 
au thoritarian  o rder w as abolished social 
self-determ ination has been  fully re ­
stored. I t is doubtful, how ever, if the 
autonom y which is free from  any 
governm ent in terference is rea lly  ap­
propriate  to our p resen t social struc­
tu re  in view  of the fact th a t the  re ­
gulation of the w orking conditions 
strongly affects the  common weal. It 
rem ains to be seen w hether the  tran s­
form ation from the social opponent to 
the social p a rtn er is a lready  a  defin­
itive fact. The righ t of econom ic jo in t 
m anagem ent is a  problem  w hidi can­
no t be solved by an  extension  of the  
functions of the industria l councils 
alone; a new  w ay leading  to an  active 
jo in t responsib ility  of the em ployees 
will have  to be found.

d 'e n tre p rise  do n t le s  com pétences 
fu ren t fixées p a r  les en trep rise s  ind i­
v iduelles. Les p rem iers  pas v e rs  le  but 
d 'u n  n o u v eau  d ro it de tra v a il fu ren t 
fa its p a r  la  p rom ulga tion  de la  lo i sur 
la  ju rid ic tio n  du  trav a il, da tée  du 
30-3-46, la  loi su r le s  conseils d 'e n tre ­
prise , d a tée  du  10-4-46 e t la  lo i su r le  
trib u n a l arb itra l, da tée  du 20-8-46. 
C on tra irem en t au  développem ent cen­
tra lis te  poursu iv i d an s la  Zone Sovi­
é tique  la  lég isla tio n  re la tiv e  au  d ro it 
de tra v a il fu t confiée au x  Länder, d 'où  
en  ré su lta it un  g rand  nom bre de con­
cep tions d ifféren tes. Com m e le  d ro it 
du tra v a il ne  fut m is que beaucoup 
plus ta rd  sous la  com pétence du con­
seil économ ique, celui-ci p o u v a it p ro ­
m ulguer seu lem ent la  loi su r le  tra ité  
des tarifs, d a tée  du  9-4-49, e t  auquel 
incom be une g rande im portance. Il faut 
espére r que la  lég isla tion  de  Bonn v a  
uniform iser de n o u v eau  e t g rad u e lle ­
m en t le  d ro it de  trav a il. (Aux décades 
dern ières la  lég isla tion  a  p resq u e  ex­
clusivem ent p ris en  égard  le  d ro it de 
trav a il collectif, a insi le  d ro it de 

- travail ind iv iduel —  basé  le  p lus 
souven t su r des lo is créées au  siècle 
dern ier —  réclam e d 'u rgence  un  o rdre 
nouveau. D epuis l'ab o litio n  de l'o rd re  
au to rita ire  la  d isposition  lib re  dans le 
dom aine social a  é té  com plètem ent 
réhab ilitée . Pourtant, il est douteux 
que l'au tonom ie sans in terven tions 
aucunes de la  p a rt de l 'é ta t co rre­
sponde à  no tre  conception  actuelle  de 
l'o rgan isation  sociale. Car la  règ le ­
m entation  des conditions de trav a il a 
des effects considérable sur le sa lu t 
public. O n ne p eu t pas encore d ire si 
la  transform ation  des adversa ires soci­
aux en p a rten a ire s  sociaux est dé jà  
chose faite. Dans le  dom aine de la  co- 
déterm ination  économ ique on  reconnaît 
que ce p roblèm e ne  se ra  pas résolu 
uniquem ent p a r  l 'augm en ta tion  des 
com pétences des conseils d 'en trep rise , 
m ais q u 'il fau t tro u v er des m éthodes 
nouvelles suscep tib les de g a ran tir  la 
co-responsab ilité  ac tive  de la  m ain- 
d 'o eu v re  em ployée.

recäio v ig en te  an te s  de 1933, se han  
form ado con frecuencia  consejos de 
ob reros cu y as facu ltades fueron  reg u ­
lad as d en tro  de la  em presa. La in ic ia­
ción  de un  nuevo  derecho de  trabajo , 
im plan tado  p o r el C onsejo  de C ontrol, 
la  co n stitu y ero n  la  im p lan tac ión  de la 
le y  sobre  e l tr ib u n a l m ixto de 30 de 
m arzo de 1946i la  ley  sobre los 
tr ib u n a le s  de a rb itra je  de  20 de agosto  
de 1946; y  la  ley  sobre  los consejos 
de  o b reros de  10 de  ab ril de 1946. 
C ontrario  a l desenvolv im ien to  cen ­
tra lis ta  en  la  zona o rien ta l, e l p oder 
leg isla tiv o  p o r lo que se  refiere  al 
derecho de tra b a jo  en  la  zona occi­
d en ta l h as ta  h ace  poco estuvo  re ­
p resen tad o  p o r los „Länder" lo que 
tu v o  p o r resu ltad o  u n a  fuerte  d isper­
sión  del derecho. D ebido a  la  ta rd ía  
in co rpo rac ión  del derecho de  trab a jo  
en  la  com petencia  del C onsejo  Econó­
mico, qu ien  sólo pudo p rom ulgar la 
le y  sobre el con tra to  ta rifa rio  de 9 de 
ab ril de 1949 cjue h a  alcanzado g ran  
im portanc ia . Es de  e sp e ra r  que la 
leg islac ió n  federa l v o lv e rá  a un ificar 
el derecho de trab a jo  de  la s  zonas 
o cciden ta les . M ien tras  que la  leg isla­
ción  se  ocupaba d u ran te  los ú ltim os 
decen ios en  e l derecho de trab a jo  
co lec tiv ista , e l o rd en  de  los d iferen tes 
cond iciones de tra b a jo  b asad as en  las 
ley es del pasado  siglo, n eces ita  u rg en te ­
m ente u n a  reorgan ización . D espués de 
h ab e r cesado e l o rd en  au to rita rio , se 
h a  in iciado  p lenam en te  la  form ación 
de la  p rop ia  v id a  social, si b ien  se 
pone en  duda, si la  autonom ía de 
n u estra  concepción social, lib re  de  
in tervenciones esta ta les , como la  re ­
gu lación  de las condiciones de  trab a jo  
a tañ e  en  alto  g rado la  sa lud  pública. 
En todo caso está  p o r v e r  si h a  de 
se r una  rea lid ad  la  evo lución del 
antagonism o social a  un  com pañerism o 
social. En el te rren o  del derecho de 
los obreros de p artic ip a r  en  la  d irec­
ción de la  em presa, se ha  reconocido, 
que e s te  p roblem a no pued e  ser 
solucionado por un  ensancham iento  de 
las com petencias de  los consejos de 
ob reros sino que  h ay  que h a lla r  n u evos 
cam inos p a ra  g aran tir  u n a  responsa­
bilidad  ac tiv a  del equipo.
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